
Bundessozialgericht -'

AZa€ 5/12 RJ 270/68 Im Namen des Volkes

„ " Urteil

in dem Rechtsstreit’

Verkündet

am 260 Mai 1971

“Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte:
o o „ ° ° 4 ° „ o „ o

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklägte°

Der 50 Senat des Bundessozialgerichts hat auf
die mündliche Verhandlung vom 260 Mai 1971 durch

Bundesrichtef “> S c h r ö d e r
— Vorsitzender —9

Bundesrichter M a y ?
Bundesrichter R a u s c h e r ‚
Bundessozialrichter E b e r l e „und
Bundessozialrichter H a h n e r

für Recht erkannt:

Unter Zurückweisung der Revision im übrigen

werden die Urteile des Bayerischen Landessozial—

gerichts vom 239 April 1968 und des Sozialgew
richte München vom 110 Juni 1965 wie folgt

geändert:

Der Bescheid der Beklagten vom 26 Juli 1962 —
SOWeit er den Rückforderungsanspruch in Höhe

von 30930 DM betrifft — und der Widerspruchs—

bescheid vom 13„ Juli 1964 werden aufgehobeno

Die Beklagte hat dem Kläger ein Viertel der

außergerichtlichen Kosten zu erstatten(}
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' Die Beteiligten streiten über die Höhe der dem Kläger ge—
währten Erwerbsunfähigkeitsrente und darüber, ob die Be—
klagte gegen den Kläger einen Bückerstattungsanspruch hat„

Der Kläger ist österreichischer Staatsahgehöriger° Er war

bis 1933 in Tirol versicherungspflichtig beschäftigt und

arbeitete danach bis April 1939 im Gebiet der jetzigen

Bundesrepublik Deutschlandc Anschließend kehrte er nach

Tirol zurück„

Die Beklagte gewährte dem Kläger mit Bescheid vom 160 Dezem=

ber 1955 Invalidenrente vom 27° Juli 1955 an; der Beginn

wurde durch Vergleich vom 140 März 1957 auf den 260 Januar

1955 vorverlegt° Der österreichische Versicherungsträger

gewährte dem Kläger mit Bescheid vom 30 März 1956 die

Invalidenrente vom 26° Januar 1955 an° Beide Renten waren

als Teilrenten nach dem Abkommen zwischen der Bundesrepublik

Deutschland und der Republik Österreich über Sozialversi—

cherung vom 210 April 1951 (BGBl 1952 II So 317) festgestellt

worden° Die deutsche Teilrente ist am 300 Juli 1957 mit

Wirkung vom 10 Januar 1957 in eine Rente wegen Erwerbsunfä—

higkeit umgestellt und später nach den Anpassungsgesetzen

angepaßt worden„ Das bei der Rentenberechnung gemäß Arto18

Abso 1 Nro 2 b des deutsch—österreichischen Sozialversi—

cherungsabkommens zugrundegelegte Verhältnis der in beiden

Staaten zurückgelegten Versicherungszeiten änderte sich da—

durch? daß der österreichische Versicherungsträger aufgrund

der 8; Novelle zum österreichischen allgemeinen Versiche—

rungsgesetz (ASVG) weitere Versicherungszeiten mit Wirkung

vom 10 Januar 1961 an berücksichtigteo Der Beklagten wurde

-'5_
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diese Änderung und die sich daraus ergebende Erhöhung

der österreichischen Teilleistung im Januar 1962 mitg

teilte Mit Bescheid vom 2„ Juli 1962 stellte sie di

deutsche Teilrente mit Wirkung vom 10 Januar 1961 an
festo Die deutsche Teilrente verminderte sich danac

31‚30 DM auf 29930 DM und vom 10 Januar 1962 an von
32,80 DM auf 30,70 DM monatlich° Die dadurch in der

vom 10 Januar 1961 bis zum 310 März 1962 entstandene

zahlung in Höhe von 30‚30 DM verrechnete die Beklagt

der Nachzahlung des österreichischen Versicherungstr

Mit Bescheid vom 1° März 1963 stellte die Beklagte d
pdeutsche Tcilrente nach dem 5° Rentenanpassungsgeset

1° Januar 1963 an auf monatlich 32,60 DM festo

Vor dem Sozialgericht (SG) wandte sich der Kläger ge
die Herabsetzung seiner deutschen Teilrente und gege

Rückforderung° Während des erstinstanzlichen Verfah

führte die Beklagte hinsichtlich des Rückforderungsa

ein Vorverfahren durcho Mit Widerspruchsbescheid vo
Oktober 1963 sah sie von einer Rückforderung der für

Zeit vom 10 April 1962 bis 30„ September 1962 festge

ten Überzahlung von 12960 DM abo DieSen Widerspruch

scheid ergänzte die Beklagte mit Widerspruchsbeschei

130 Juli 1964 dahin, daß hinsichtlich der in der Zei

10 Januar 1961 bis 310 März 1962 entstandenen Überza

von 30‚30 DM der Widerspruch als unbegründet zurückg

sen wurde‘) Das SG hat die Klage mit Urteil vom 110

1965 abgewiesen° Die Berufung des Klägers hat das I

sozialgericht (LSG) mit Urteil vom 23° April 1968 ZL
gewiesen° Zur Begründung hat es im wesentlichen aus

8 .—
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geführt,

die Neufeststellung der deutschen Teilrente sei durch 5 77

des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) nicht ausgeschlosse ano

Zwar seien weder die Voraussetzungen des 5 1744 der

versicherungsordnung (EVO) noch die des Arts 39 Abs

!
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Satz 2 des ersten deutsch—österreichischen Sozialversi—

cherungsabkommens gegeben° Auch enthielten die Art° 17

“und 18 des Sozialversicherungsabkommens keine ausdrückli—

.che Regelung der Abänderung bindend gewordener Bescheide

zu Ungunsten des Klägers„ Es sei deshalb eine Gesetzes—
lübke vorhanden, die mit den Grundsätzen des allgemeinen

Verwaltungsrechts über den Widerruf nachträglich fehler—

haft gewordener begünstigender Verwaltungsakte ausgefüllt

werden müsse„ Danach sei ein Widerruf zulässig9 wenn

keine überwiegenden schutzwürdigan Interessen des Betrof—
fenen entgegenständeno Der Kläger erleide aber keine

wirtschaftliche Einbuße‚ weil sich seine deutsche Teil—

rente nur um etwa 2,—— DM monatlich verringere9 während

er dafür aber eine wesentlich höhere Teilleistung des

österreichischen Versicherungsträgers erhalteo Der Gesamt—

besitzstand sei nicht angetastet° Eine Richtigstellung

der nachträglich unrichtig gewordenen deutschen Teilrente

sei deshalb in entsprechender Anwendung des Art° 18 des
deutsch—österreichischen Sozialversicherungsabkommens mög—

lich° Für die Richtigkeit dieser Auffassung Spreche auch,

daß nach Arte 30 Abs() 3 und 4 des am 220 Dezember 1966

unterzeichneten revidierten deutsch—österreichischen Sozial_

versicherungsabkommens die Neufeststellung ausdrücklich

vorgesehen sei, wenn sich das Verhältnis der Versicherungs-

zeiten ändereo Die von der Beklagten zurückgeforderte

Überzahlung sei in zulässiger weise mit der Nachzahlung

des österreichischen Versicherungsträgers verrechnet worden0

Die Rückforderung sei nach 5 1301 RVO auch nicht ausge—
schlossen, da die Beklagte an der Überzahlung kein Ver—

schulden treffe9 der Kläger aber habe wissen müssen? daß

ihm die Leistung nicht in der gewährten Höhe zustand.°

Mit der vom LSG zugelassenen Revision trägt der Kläger vor?

die Grundsätze des allgemeinen Verwaltungsrechts seien
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\

— wie das Bundessozialgericht (BSG) ausgeführt habe (BSG

SozR Nr° 23 zu @ 77 SGG) — im Sozialversicherungsrecht

nicht anwendbar, Weil sie von den hier geltenden speziel—

len Regelungen verdrängt würden° Aber auch im allgemei—

nen Verwaltungsrecht gelte der Vertrauensschutz‚ wonach

ein Rentenempfänger auch die fehlerhaft zu hohe Lefstung

weiterhin erhalte, wenn er sich redlich darauf ein erich—

tet habe° Es müsse deshalb eine gesetzliche Grund age

vorhanden sein9 wenn die Bindungswirkung durchbroc an wer—

den solle° Die vom LSG angeführte Bestimmung des evidier—

ten deutsch—österreichischen Sozialversicherungsab ommens

sei auf den vorliegenden Fall nicht anzuwendeno I re Ein—

führung beweise im übrigen, daß eine Lösung von de Bin—

dungswirkung bisher nach dem Willen des Gesetzgebe s nicht

möglich gewesen sein solle? Auch aus Arte 48 Abso 4 Satz 2

gehe hervor‚ daß der Besitzstand geschützt werden olleo

Der Kläger beantragt9

die angefochtene Entscheidung, das Urteil des

SG München vom 110 Juni 1965 sowie den Be—

scheid der Beklagtenvom20 Juli 1962iwiF
des Widerspruchsbescheids vom 150 Juli 1_64

und den Bescheid vom 10 März 1965 aufzuheben

und die Beklagte zu verurteilen9 dem Kläger vom

10 Januar 1961 an die Rente in der früheren Höhe

M0h%31‚50 DM weiterzugewähren°

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisenc

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend und weist .
ergänzend darauf hin9 daß auch eine entsprechendev nwen—
dung des 5 1744 Abs„ 1 Nro 5 RVO nicht auszuschlie en seio

(
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/

Darüber hinaus sei auch eine sinngemäße Anwendung des Art„

20 Satz 2 des ersten deutsch—österreichischen Sozialver—

sicherungsabkommens möglich° Wenn danach eine Neufest—

stellung und Herabsetzung zulässig sei? sobald beim Ver—
sicherungsträger des anderen Vertragsstaates ein Anspruch

erstmals entstehe‚ so müsse dies auch für den Fall gelten9

daß sich das Verhältnis der Versicherungszeiten durch in—

terne gesetzliche Änderungen eines Vertragsstaates ver—
schiebe°

II

Die zulässige Revision des Klägers ist nur zum Teil be—

gründet, nämlich soweit sie den Rückerstattungsanspruch

der Beklagten betrifftc Im übrigen — soweit sie die Ren—

tenhöhe betrifft — ist sie unbegründet„'

„Wie die Vorinstanzen im Ergebnis mit Recht angenommen

haben9 hat der Kläger über den 1„ Januar 1961 hinaus keinen

Anspruch auf die deutsche Teilrente in der vorher festge—

stellten Höhe° Die Beklagte konnte zunächst das der Be—

rechnung zugrundeliegende Verhältnis der Versicherungszei—

ten für die Zeit vom 1c Januar 1961 an richtigstelleno Die

Bindungswirkung nach 5 77 SGG erstreckt sich nicht auf die

Berechnungsfaktoren (vglo BSG Bd„ 14 S0 154? 159; Bdo 243

SD 256, 238; Bdo 26 So 2669 269)0 Sie ist nur auf den Ver—

fügungssatz beschränkt; so daß falsche Werte durch die

richtigen ersetzt werden können (BSG Bd° 14 So 154)° Nach
der mit Wirkung vom 10 Januar 1961 vorgenommenen Neube—

rechnung der österreichischen Teilleistung waren die Be— ;
rechnungsfaktoren der deutschen Teilrente aber falsch ge»

worden, weil sie nicht mehr dem Arte 18 Abs„ 1 Nro 2 b des

ersten deutsch—österreichischen Sozialversicherungsabkomm

mens entsprachen„ Das Verhältnis der in beiden Staaten
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zurückgelegten Versicherungszeiten zueinander hatte

nach Anwendung der 80 Novelle zum Allgemeinen Sozial

cherungsgesetz (ASVG) zu Ungunsten der deutschen Tei

verschoben9 so daß sich die darin enthaltenen, von d

Dauer der Versicherungszeit unabhängigen festen Rent

EiCh

lrente

ersi—‚

er'

enbe—

standteile entsprechend verringerten°

Die Beklagte blieb aber auch nicht an die vor dem 1

1961 festgestellte Rente der Höhe nach gebunden°

zur Herbbbctzung durch Bescheid vom 2 Juli 1962 be

Die Vorschrift des 5 1744 RVG, die eine Änderung ei

bindend gewordenen Bescheides erlaubt,

bar noch entsprechend anzuwendeno Abgesehen davon,)

nicht unrichtig gewordene, sondern nur von Anfang a

Januar

'e warSechtigt

ittel—

daß sie

unrich—

tige Bescheide erfaßt, liegt auch keine der in dies r Vor—

schrift genannten Voraussetzungen vor„ Das erste d

ostcrreichische Soz1alversicherungsabkommen hat Re

nur insoweit getroffen? als laufende Rentenleistung

Bestimmungen des Abkommens entsprechend nach seinem

t1eten erstmalig umzustellen wareno So durchbr10ht

Abs° 2 Satz 2 des ibkommens die Rechtskraft frühere

?
i
1

utsch—

lungen

n den

Inkraft—

Art 39

Ent—

scheidungen für die Fälle9 in denen vor dem Abkommen fest—
Dgestellte und nachher noch fällig gerdcndo Leistung

Nichts

den die

grund des Abkommens neu festzustellen sind„

gilt auch für Art„ 20 Satz 2 des Abkommens,

te sinngemäß angewendet wissen will„ Wenn seine Vo
duho

den Vertragsstaaten ein Anspruch entsteht7 kommt es

zungen erfüllt sind, Erst wenn auch im zweiten

erstmals zur Anwendung der Bestimmungen des Abkomme

'auf die Leistung des Versicherungsträgers des erste?

tragsstaates; bis zu diesem Zeitpunkt ist keine Teil

sondern eine rein innerstaatliche Rente zu
gewähren}°

„n auf—

anderes

Beklag—
rausset—

der bei—

nämlich

ns auch
Ver—

leistung?

Im vor—
liegenden Fall hat sich aber die zunächst nach demfAbkommen

richtig festgestellte Teilleistung nachträglich ve■ändertQ

I
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Auch das revidierte deutsch—österreichische Sozialver—

sicherungsabkommen vom 22, Dezember 1966 (BGBl II 1969

So 1235), das nach seiner Ratifikation laut Bekanntmachung

vom 10, Oktober 1969 (BGBl II S, 2056) am 10 November
1969 in Kraft getreten ist, bietet keine Lösung für den
vorliegenden Fall() Nach Art, 48 Abs, 3 gilt das revidierte

Abkommen zwar auch für Versicherungsfälle, die vor seinem
Inkrafttreten eingetreten sind; es läßt aber eine Neu—

feststellung — wie sich aus der Vorschrift im übrigen

ergibt — erst nach seinem Inkrafttreten zu, und das vor

allem nur nach den von den Vorschriften des ersten Ab—

kommens erheblichen abweichenden Art, 26 und 27 des revi—

dierten Abkommens, die eine pro—rata—temporis—Aufteilung

vorschreiben, Nur eine Neufeststellung nach diesen Vor—

schriften ist dem österreichischen Versicherungsträger

nach Nr, 18 b, cc Satz 2 des Schlußprotokolls zum revi-

dierten Abkommen (BGBl II 1969 st 1247) unter bestimmten

Voraussetzungen rückwirkend vom 1, Januar 1961 an gestat—

tet, —In diesem Fall ist auch der deutsche Versicherung8w

träger berechtigt, seine Teilleistungen gemäß Art, 30 Abso3

des revidierten Abkommens ohne Rücksicht auf die Rechts—

kraft früherer Entscheidungen demhnach Art, 27 Abs, 4 des

Abkommens neu ermittelten Teilungsverhältnis anzupasseno

Eine Neufeststellung nach diesen Vorschriften ist aber

nicht erfolgt, da das Abkommen erst nach der Neufest—

stellung unterzeichnet worden und in Kraft getreten ist()

Aus dem Fehlen einer ausdrücklichen Regelung kann aber

nicht geschlossen werden, daß der bindend gewordene Be—

scheid über die Gewährung der deutschen Teilleistung für

die Zeit vom 10 Januar 1961 an nicht geändert werden könne(:

Richtig ist zwar, daß nach 5 77 SGG Verwaltungsakte in der

Sache bindend sind und daher nicht zu Ungunsten des Begün—
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stigten geändert werden können? wenn dies nicht ges tzlich

gestattet isto Diese Vorschrift muß aber verständi er—

weise dahin ausgelegt werden, daß diese Wirkung nur inso—

weit eintritt9 als das Rücknahmerecht oder der in B —
tracht kommende Teilbereich des Rücknahmerechts gesth—

lich vollständig geregelt ist und diese Regelung für den

zu entscheidenden Fall keine Rücknahmeermächtigung nthält°

Ein solcher Fall lag der Entscheidung des BSG (SozR Nr° 25

zu © 77 SGG) zugrunde, auf die sich der Kläger desh lb zu
Unrecht beruft° Nicht dagegen kann die Sperrwirkung die—

jenigen Fälle erfassen? die der Gesetzgeber bei der ge—
troffenen Regelung nicht in seinem Blickfeld gehabt hat‚

von denen man also annehmen muß‚ daß sie von dieser Re—

gelung nicht erfaßt werdenc Insoweit liegt vielmehr eine

Gesetzeslücke vor‚ die vom Richter zu schließen ist? wobei

sich die entsPrechende Anwendung der ähnliche Fälle regeln—

den Rückhahmevorschriften der Sozialversicherungsgesetze

oder aber die Anwendung der allgemeinen Grundsätze des Ver—

valtungsrechts über die Rücknahme von Verwaltungsa ten an-

bietet (vglo BSG SozR Nr„ 40 zu @ 1246 RVO)„ Da d”e Vor—

schriften des ersten und des revidierten

deutsch—öäterrei—

chischen Sozialversicherungsabkommens Fälle der vorliegen—

den Art nicht erfassen,.Arto 30 Abso 5 und 4 des revidier—

ten Abkommens aber nunmehr die Möglichkeit der Ricktigstel—

lung auch der laufenden Teilleistungen eröffnet und nach

Arte 53 das erste Abkommen außer Kraft getreten ist? wird

deutlich‚ daß eine Regelung offensichtlich nur des1alb

unterblieben war‚ weil alle denkbaren Fälle lückenlos er—

faßt zu sein schienen° Jedenfalls ist nirgendwo die Ab—
sicht erkennbar‚ in Fällen der zu entscheidenden Art eine

Richtigstellung auszuschließen„ Die Vertragschließenden

sind sich vielmehr nachträglich bewußt geworden? daß das

erste deutsch—österreichische Sozialversicherungsabkommen
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eine Lücke enthält, die sie durch den Arte 30 Abs° 3 ge—
schlossen habeno Es bestehen keine Bedenken‚ gegen die

Annahme? daß sie diese Lücke auch früher schon in diesem

Sinne geschloseen hätten? wenn sie sie rechtzeitig er—

kannt hätteno ‘ '

Die Beklagte war nach den Grundsätzen des allgemeinen

Verwaltungsrechts über die Rücknahme fehlerhafter begün—

stigender Verwaltungsakte nicht gehindert7 die deutsche

Teilleistung zum 10 Januar 1961 entsprechend dem neuen

Verhältnis der Versicherungszeitsn herabzusetzeno Die

Abwägung zwischen dem Verfassungsgrundsatz der Gesetz—

mäßigkeit der Verwaltung und dem des Rechtsstaatsprinzips‚

das Rechtssicherheit und Anspruch auf Vertrauensschutz

einschließt (vgl° dazuBSGSozRNro 70 zu 5 77 see)? recht—
fertigt dies Ergebniso Die für diese Frage erheblichen

Gesichtspunkte greifen nicht zugunsten des Klägers durcho

Weder£ällt die Ursachedafur‚ daßdie deutscheTeillei—
stung seit dem 10 Januar 1961 nicht mehr der materiellen

Rechtslage entsprach9 in den Verantwortungsbereich der

Beklagten, noch sind dem Kläger schutzwürdige Interessen

an der Höhe der Vor dem 1° Januar 1961 gewährten deutschen

Teilrente zuzubilligeno Eine wirtschaftliche Einbuße

erleidet er
insgesamt gesehen nichto Zwar vermindert sich

die deutsche Teilleistung° Der Kläger stellt aber zu

Unrecht allein darauf abo Wegen der gegenseitigen Abhän—

gigkeit der Von beiden Seiten gewährten Teilleistungen

ist eine gerechte Beurteilung unter diesem Gesichtspunkt

nur möglich‚ wenn auch die österreichische Teilleistung

in die Erwägung mit einbezogen wirdo Danach hat der
_Kläger aber vor der Neufeststellung beider Leistungen ins—

gesamt nicht zu viel? sondern zu wenig erhalten‚ so daß

ein schutzwürdiges Vertrauen auf ein Festhalten daran
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durch diesen Tatbestand gar nicht entstehen konnte° Nach

den Feststellungen des LSG ist nämlich die Summe beider

Teilrenten nach der Neufeststellung höher als vorher°

Soweit die Revision des Klägers den Rückforderungsa —
Spruch der Beklagten in Höhe von 30,30 DM betrifft, kann

ihr der Erfolg nicht versagt bleibeno Das LSG hat 'ber

die Berufung auch insoweit mit Recht sachlich enteo ieden,‘

denn das Rechtsmittel ist trotz 5 149 SGG nicht ausge—

schlosseno Es ist zwar richtig, daß bei mehreren 1 einer

Klage zusammengefaßten selbständigen Ansprüchen die Statt—

haftigkeit der Berufung für jeden Anspruch gesonder zu
beurteilen ist (vgl° BSG Bdo 3 So 135; Bdo 6 So 11; Bdo 10

S„ 264)„ Das gilt jedoch dann nicht, wenn mehrere Ansprü—

ehe‚ die in einer Klage zusammengefaßt sind‚ derart vonein—

ander abhängig sind, daß der eine Anspruch präjudiziell

für den anderen ist„ Ist in einem solchen Fall das Rechts—
mittel für den prüjudizibllbh Anspruch statthaft‚ so muß

es auch für den von ihm abhängigen Anspruch statthaft sein

(vgl„ BSG Bd° 14 S„ 280; BGHZ Bde 35 SC 3029 306)0 Wollte

man in einem solchen Fall die Statthaftigkeit der B rufung

für beide Ansprüche getrennt beurteilen, so könnte as zu
dem merkwürdigen Ergebnis führen9 daß mangels Statt aftig—

keit des Rechtsmittels das Urteil der Vorinstanz üb r den

abhängigen Anspruch rechtskräftig wird, obwohl ihm urch

die Entscheidung des Rechtsmittelgsrichts über den räjudi—
ziellen Anspruch die Grundlage entzogen wird° Im erlie-

genden Fall kann über die Frage? ob und in welcher öhe

der Beklagten ein Rückforderungsanspruch gegen den Kläger

zusteht9 erst dann entschieden werden? wenn festst ht‚ in

welcher Höhe die Beklagte in der stréitigen Zeit d'e Rente

zu zahlen hatte° War die Beklagte nicht berechtig ? die
dem Kläger gewährte Rente herabzusetzen7 so ist ke ne Über—

zahlung entstanden, so daß auch kein
Rückforderungäanspruch
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der Beklagten gegen den Kläger bestehen kanno Die Berech—

tigung der Beklagten, die dem Kläger gewährte Rente herab—

zusetzen9 ist also präjudiziell für den Rückforderungs—

anSpruch der Beklagten„ Ba für diesen präjudiziellen

Anspruch die Berufung statthaft ist? muß sie es trotz

@ 149 SGG auch für den von ihm abhängigen Rückforderungs—

anspruch der Beklagten sein°

‘ Entgegen der vom LSG vertretenen Ansicht ist die Beklagte

aber nicht berechtigt, vom Kläger den Betrag von 30930 %
zurückzuforderno Zwar hat die Beklagte dem Kläger in dieser

Höhe zuviel Rente gezahlte Für den Rückforderungsanspruch

der Beklagten genügt es aber nicht? daß der Kläger die

Leistung zu Unrecht erhalten hat, vielmehr müssen auch die

übrigen Voraussetzungen des 5 1301 RVG für eine Rückfordem

rung vorliegen„ Wenn die Beklagte auch kein Verschulden

an der Überzahlung trifft9 so kann doch nicht angenommen

werden9 daß der Kläger wußte oder wissen mußte7 daß ihm die

Leistung in unrichtiger Höhe gewährt wurde° Abgesehen da?

von9 daß der Kläger jedenfalls bis zu der Mitteilung im

Januar 1962 nichts von der Erhöhung der österreichischen

Teilrente wissen konnte‚mußtcäer auch nach Bekanntgabe

dieser Erhöhung nicht wissen? daß sich dadurch die deutsche

Teilrente verminderteo Zwar wird man normalerweise bei

einem Rentner gewisse Kenntnisse über die Zusammensetzung

und die Höhe der Rente sowie über die Auswirkung der Ver—

änderung voneinander abhängiger Renten annehmen könneno Die

Berechnung der einzelnen Teilrenten nach dem deutsch—öster—

reichischen Sozialversicherungsabkommen und ihre gegenseiti—

_
ge Beeinflussung ist aber derart kompliziert? daß man auch

bei einem Rentner die Kenntnis nicht erwarten kann? wie sich

die Veränderung der einen Rente auf die andere auswirkto

Die Beklagte hat daher keinen Rückforderungsanspruch gegen
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den Klägerc

Während die Revision im übrigen — soweit sie die R nten—

höhe betrifft _ zurückgewiesen werden muß,_führt s'e hin—

sichtlich des Rückforderungsanspruchs zur Änderung der
Vorinstanzlichen Urteile und zur Aufhebung der Bes beide

öer‘Béklagten„ ';

Die Kostenentscheidunß beruht auf @ 193 SGG„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

